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Die verfassungsmäßige Stellung der gesellschaftlichen Gerichte
(Schluß)*

Die Formen der Tätigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte

Bei der Einordnung der gesellschaftlichen Gerichte in 
die Praxis der sozialistischen Gesellschaft ist der Um­
stand zu beachten, daß nicht die gesamte Tätigkeit der 
Konflikt- und Schiedskommissionen Rechtsprechung ist. 
In den Gesprächen, die die Mitglieder der gesellschaft­
lichen Gerichte zur Vorbereitung von Beratungen füh­
ren, und auch in den Beratungen selbst nehmen Pro­
bleme unserer sozialistischen Entwicklung und des Ver­
hältnisses zwischen Bürger und Staat einen breiten 
Raum ein. Diese massenpolitische Überzeugungsarbeit 
steht in enger Beziehung zur rechtspropagandistischen 
Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte.
So werden vorbereitende Gespräche mit Bürgern vor 
allem bei Anträgen auf Beratung wegen Beleidigung, 
Verleumdung oder Hausfriedensbruchs geführt. Bei die­
sen Verfehlungen, für deren Entscheidung die gesell­
schaftlichen Gerichte allein zuständig sind, müssen sie 
— wenn ein entsprechender Antrag eingeht — versuchen, 
den Sachverhalt selbständig zu klären. Dazu müssen 
z. B. Mitbewohner des Hauses, in dem es zu einer Be­
leidigung zwischen zwei Bürgern gekommen ist, auf­
gesucht und befragt werden, damit in der späteren Be­
ratung eine gesetzliche und gerechte Entscheidung ge­
troffen werden kann. Hier zeigt sich die enge Verbin­
dung von Demokratie und Gesetzlichkeit. Die Arbeits­
weise der gesellschaftlichen Gerichte wird zur Garan­
tie der Gesetzlichkeit.
Die massenpolitische und rechtspropagandistische Tätig­
keit der gesellschaftlichen Gerichte steht in enger Be­
ziehung zu ihrer Rechtsprechung, ist jedoch nicht mit 
ihr identisch. Sie hat eine relative Eigenständigkeit, 
obwohl sie im engeren Sinne immer der Vorbereitung 
einer Entscheidung im Rahmen der Rechtsprechung 
dient. Massenpolitische und rechtspropagandistische 
Tätigkeit und Rechtsprechung sind die beiden Formen 
der Arbeit gesellschaftlicher Gerichte.
Die Rechtsprechung des gesellschaftlichen Gerichts 
strebt an, den der einzelnen Rechtsstreitigkeit oder 
Rechtsverletzung zugrunde liegenden Widerspruch zu 
lösen. Sie verlangt eine Entscheidung nach einer ge­
setzlich' durchgeführten und abgeschlossenen Bera­
tung21.
Die Rechtsprechung ist diejenige Tätigkeit des gesell­
schaftlichen Gerichts, die ihm die besondere verfas­
sungsrechtliche Qualität verleiht, die seine als Kollek­
tivorgan unabhängige Stellung bedingt, die im System 
der Rechtsanwendung und -Verwirklichung von einer 
ausgeprägten Eigenständigkeit und Eigenverantwort­
lichkeit der Verfassung und der sozialistischen Gesetz­
lichkeit gegenüber gekennzeichnet ist22.
Die Rechtsanwendung und -Verwirklichung durch die 
gesellschaftlichen Gerichte, insbesondere bei der Be­
ratung und Entscheidung über Rechtsverletzungen und 
Rechtsstreitigkeiten, ist ein wesentlicher Beitrag zum 
Schutz und zur Durchsetzung grundlegender Interes-

* Der erste Teil dieses Beitrages ist ln NJ 1969 S. 229 £f. ver­
öffentlicht.
21 Die Klärung einer Sache ohne Beratung 1st m. E. keine 
Rechtsprechung, у
22 vgl. Hotnann, „Die gesellschaftlichen Gerichte sind Bestand­
teil des Systems der sozialistischen Rechtspflege“, in: Schriften­
reihe des Staatsrates der DDR, Heft 5/1968, S. 8.

sen und Rechte der sozialistischen Gesellschaft und 
ihrer Bürger.
Die gesellschaftlichen Gerichte sind keine Organe der 
Volksvertretungen, der Gewerkschaft oder der Betrie­
be, sondern Glieder des einheitlichen sozialistischen Ge­
richtssystems in der DDR, „die einen wichtigen s e l b ­
s t ä n d i g e n  Beitrag zur Bekämpfung und Verhütung 
von Rechtsverletzungen und zur Beilegung von Rechts­
streitigkeiten leisten“23. Dieser charakteristischen Stel­
lung steht nicht entgegen, daß die Konfliktkommissio­
nen ihre Rechtsprechung immer in einem bestimmten 
Betrieb oder staatlichen Organ, in einer staatlichen Ein­
richtung oder gesellschaftlichen Organisation und die 
Schiedskommissionen sie immer in einem bestimmten 
Wohngebiet der Stadt oder der Gemeinde oder in einer 
Produktionsgenossenschaft ausübeh. Diese Tatsache be­
einflußt zwar den Inhalt ihrer Rechtsprechung, führt 
jedoch nicht zu einer staatsrechtlichen Unterstellung2'1. 
Ein direkter oder unmittelbarer Einfluß der genannten 
Organe auf die Rechtsprechung der gesellschaftlichen 
Gerichte widerspräche deren verfassungsrechtlicher 
Stellung.
Anders sieht es dagegen mit dem Einfluß der genann­
ten Organe auf die massenpolitische und rechtspropa­
gandistische Arbeit der gesellschaftlichen Gerichte aus. 
Diese Tätigkeit der Konflikt- und Schiedskommissionen 
vollzieht sich grundsätzlich formlos, d. h. ohne vom Ge­
setz vorgeschriebene Form. Die gesellschaftlichen Ge­
richte gehen bei dieser Tätigkeit in erster Linie von 
den Aufgaben der Rechtsprechung aus, beschränken sich 
aber nicht auf diesen sachlichen Bereich. So haben sie 
z. B. solchen Verhaltensweisen von Bürgern, aus'denen 
Rechtsverletzungen entstehen können, entgegenzuwir­
ken (§12 Abs. 1 GGG). Als Organe der Erziehung und 
Selbsterziehung der Bürger (§ 1 GGG) werden sie nicht 
allein in Form der Rechtsprechung tätig.

Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit der Tätigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte

Die Mitglieder der Konflikt- und Schiedskommissionen 
haben in ihrer Rechtsprechung das sozialistische Recht 
richtig und einheitlich anzuwenden. Sie bringen dazu 
von ihrer Persönlichkeit her bereits entscheidende Vor­
aussetzungen mit25. Ihr Rechtsbewußtsein und der In­
halt des sozialistischen Rechts stimmen prinzipiell 
überein. Die Verantwortung für eine gesetzliche und 
gerechte Rechtsprechung verlangt aber von den Mitglie­
dern der Konflikt- und Schiedskommissionen politisch- 
ideologische und fachliche Kenntnisse und Fähigkeiten. 
Deshalb ist es Aufgabe der staatlichen Gerichte, die 
Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte ständig bes­
ser und umfassender mit notwendigen Rechtskenntnis­
sen auszurüsten. In diesem Zusammenhang sei-auf die 
große Bedeutung hingewiesen, die die Übergabeent-

28 Homann, ebenda, (Hervorhebung im Zitat von mir - F. P.).
24 Das Wahlverhältnis und die Berichtspflicht (Art. 95 der Ver­
fassung) begründen keine Unterstellung im staatsrechtlichen 
Sinne.
25 Den Anforderungen, die ein Bürger, der als Mitglied eines 
gesellschaftlichen Gerichts gewählt werden soll, gemäß § 7 GGG 
erfüllen muß, kommt deshalb außerordentlich große Bedeu­
tung zu. Zugleich wird deutlich, welch hohe Verantwortung 
die Betriebsgewerkschaftsleitungen, die Ausschüsse der Natio­
nalen Front und die Vorstände der Produktionsgenossenschaf­
ten als die nach § 6 GGG zur Wahl vorschlagsberechtigten 
Organe haben, um eine optimale kadermäßige Zusammen­
setzung der gesellschaftlichen Gerichte zu gewährleisten.
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